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Nur wenn die Schulden-
länder wieder wettbewerbs-
fähig werden, hält die
Währungsunion. Dafür
müssen die starken Länder
den schwachen
Volkswirtschaften helfen.

M
it der Einigung auf einen
800 Milliarden Euro umfas-
senden Rettungsschirm
Ende März war die Hoff-
nung verbunden, dass die

Euro-Krise überwunden sein könnte. Die
seit Mitte April stark steigenden Zinsen für
spanische Staatsanleihen und der sin-
kende Wert des Euros verdeutlichen je-
doch: Die europäische Staatsschulden-
krise ist noch längst nicht überwunden.

Während die Weltbevölkerung in den
nächsten vier Jahrzehnten von sieben Milli-
arden auf über neun Milliarden anwach-
sen wird, geht die Einwohnerzahl Europas
zurück. Zudem altern die europäischen
Gesellschaften schneller als der Rest der
Welt. Die jungen, aufstrebenden Schwel-

lenländer werden daher auch ökono-
misch erheblich schneller wachsen als die
entwickelten Volkswirtschaften. In den
nächsten fünf Jahren wird beispielsweise
für Indien und China ein reales Wirt-
schaftswachstum von acht bis neun Pro-
zent pro Jahr erwartet. Für die Euro-Zone
ist hingegen nur mit 1,5 bis 1,7 Prozent
Wirtschaftswachstum zu rechnen. Zudem
ist die Staatsverschuldung in den meisten
Schwellenländern wesentlich geringer,
was größere politische Handlungsspiel-
räume zur Folge hat, z. B. in den Berei-
chen Bildung, Forschung und Entwick-
lung. In diesem Umfeld ist jede einzelne
europäische Volkswirtschaft auf ein wirt-
schaftlich starkes Europa angewiesen.

Für ein starkes Europa ist die Steige-
rung der Wettbewerbsfähigkeit jedes Mit-
gliedstaates notwendig, weil es in einer
Währungsunion für die einzelnen Länder
nicht mehr die Möglichkeit gibt, die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit durch
eine eigene Geldpolitik zu verbessern. Um
sich in einer Währungsunion wettbewerbs-
fähig zu machen, bleiben den schwachen
Volkswirtschaften deshalb nur zwei Mög-
lichkeiten: Produktivitätssteigerungen
oder Lohnsenkungen.

Die Erfahrungen der Vergangenheit zei-
gen, dass beides machbar ist. So ist die Ar-
beitsproduktivität zwischen 1995 und
2010 in den Niederlanden jedes Jahr um
ein Prozent gestiegen und in Portugal und
Griechenland sogar um 1,5 Prozent. Und
dass Lohnzurückhaltungen möglich sind,
zeigt Deutschland: Die realen Löhne und
Gehälter sind zwischen 2000 und 2009
um 4,5 Prozent zurückgegangen. Produkti-

vitätssteigerungen und Lohnsenkungen
sind notwendige und wichtige Instru-
mente, aber sie werden nicht ausreichen.
Selbst wenn die schwachen Volkswirt-
schaften ihre Produktivität steigern, wer-
den sie nicht das Niveau der hochentwi-
ckelten Volkswirtschaften erreichen.
Denn auch diese müssen permanent ihre
Produktivität steigern, um international
wettbewerbsfähig zu bleiben. Dass die
Löhne korrigiert werden müssen, wenn
sie zu stark gestiegen sind, ist klar. In Spa-
nien stiegen die realen Löhne zwischen
2000 und 2009 um 7,5 Prozent. Aber ein
„race to the bottom“ bei den Arbeitskos-
ten führt zu sozialen Spannungen und
schwächt die wirtschaftliche Nachfrage.

In der Euro-Zone wird es also auch zu-
künftig Unterschiede zwischen Ländern
und innerhalb der Länder geben. In einer
Währungsunion ist das auch normal. In
Hamburg beträgt die Bruttowertschöp-
fung pro Erwerbstätigen 70 000 Euro; in
Thüringen und Sachsen liegt sie unter
44000 Euro. Auch in den USA gibt es er-
hebliche Unterschiede bei Produktivität,
Wirtschaftswachstum und Arbeitslosig-
keit. Deutschland und die USA halten
diese ökonomischen Unterschiede aber
aus, weil die wirtschaftlich starken Regio-
nen Transferleistungen an die schwachen
leisten. So ist es möglich, in den weniger
leistungsfähigen Teilen des Landes in Bil-
dung und Infrastruktur zu investieren.

Noch gibt es in der Euro-Zone keine
weitgehenden Transfers. Zur ihrem Erhalt
sind diese jedoch zwingend erforderlich.
Hinzu kommt, dass die fiskalischen Schief-
lagen in Europa sowieso Geld kosten. Falls
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W ird Großbritannien von „zwei hochnä-
sigen Boys“ regiert, wie eine konserva-
tive Hinterbänklerin ihre Partei-

freunde, Premier David Cameron und Schatz-
kanzler George Osborne, abkanzelte? Oder ist
das Land einer Koalition ausgeliefert, die „Flick-
schusterei“ betreibt, wie der Verwaltungsaus-
schuss des Unterhauses urteilte?

Es steht nicht gut um die Regierung Came-
ron. Der Ausschuss rügte mangelnde Visions-
kraft, unrealistische Ziele, und nicht einmal die
Haushaltssanierung werde erreicht. Das Defizit
für März fiel höher aus als erhofft. Osborne
schaffte zwar knapp das Sparsoll für das Haus-
haltsjahr, aber es blieb keine Reserve für Ge-
schenke im Wahljahr 2015. Sofern die Koalition
so lange hält.

Zwei Jahre galt Cameron als Naturtalent. Nun
machen ihn Schnitzer und schlechte Kommuni-
kation immer unbeliebter. Osbornes Haushalt
hat den Sparkonsens untergraben, auf den sich
die Regierung vorher verlassen konnte. Die
Quittung dürfte am 3. Mai bei den Regionalwah-
len in England kommen – vielleicht sogar bei
der wichtigen Londoner Bürgermeisterwahl.
Die Tories, die Konservativen, haben in Umfra-
gen sechs Prozentpunkte verloren, der liberal-
demokratische Koalitionspartner würde bei ei-
ner Unterhauswahl ausgelöscht. Labour steht
so gut da wie seit neun Jahren nicht.

Viele in Europa sahen es als bahnbrechend,
wie kühn Cameron vor zwei Jahren eine Koali-
tion mit den Liberalen einging. Man sah die Bri-
ten, deren Regierungen eher zu viel als zu we-
nig Entscheidungsmacht hatten, auf dem Weg
in eine behutsamere, fast deutsche Konsenspo-
litik. Mit ihrem seit Margaret Thatcher ruinier-
ten Ruf hätten die Tories die Sparpolitik ohne
Koalitionspartner vielleicht ohnehin nicht ge-
schafft.

Aber nun treten die inneren Widersprüche
der Koalition hervor. Der Sparzwang reicht
nicht mehr als Disziplinierungsinstrument.
Man sah es Osbornes Haushalt an, dass er das
Ergebnis einer Koalitionsverhandlung statt des
weitsichtigen Regierungsakts eines selbstbe-
wussten Schatzkanzlers war. Cameron und Vize
Nick Clegg bringen nicht einmal genug Dyna-
mik auf die Beine, um die widerstreitenden Flü-
gel ihrer Parteien zusammenzuhalten.

Immer weniger klar ist, wohin die Regierung
will. Wo steht Cameron nach seinem Veto in der
Europapolitik? Was will die Regierung den Top-
bankern und anderen Spitzenverdienern zumu-
ten? Wie weit müssen die Reformen im Sozial-
system gehen? Auch bei der Sparpolitik wächst
die Furcht, dass statt einer systematischen Ab-
kehr von Labours Ausweitung der Staatsleistun-
gen nur überall abgeknapst wird.

Wenn Cameron kein Wunder der Erneue-
rung schafft, ist die Koalition bald verbraucht.
Aber wer könnte sie ablösen? Den in Großbri-
tannien üblichen Befreiungsschlag einer Neu-
wahl haben sich die Koalitionäre verbaut. Eine
regierungsfähige Opposition steht nicht bereit.
Also weiterwursteln wie im Rest Europas.
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Die Politik muss dringend
etwas tun, um fähige junge
Menschen für den
Lehrberuf zu begeistern.

SCHULEN

Gute Lehrer gut bezahlen

Die Koalition ringt um ihr
familienpolitisches Leitbild.
Dabei prallen in der Union
Moderne und Tradition
aufeinander.

Wer gute Arbeit macht, bekommt
mehr Gehalt. Dieses Prinzip ist aus-
gerechnet in der Berufsgruppe au-

ßer Kraft gesetzt, die für unsere Gesellschaft
mit am wichtigsten ist: die Lehrer. Es ist also
höchste Zeit für eine stärker leistungs- und er-
gebnisorientierte Bezahlung im Schuldienst.

Mehr als die Hälfte der Lehrer ist selbst da-
für, dass der Verdienst von der Leistung ab-
hängt. Dies ergab eine repräsentative Allens-
bach-Umfrage im Auftrag der Vodafone Stif-
tung, die gestern in Berlin vorgestellt wurde.

Bisher genießt ein großer Teil der Lehrer in
Deutschland den Beamtenstatus. Auch dieje-
nigen, die Angestellte im öffentlichen Dienst
sind, haben einen sicheren Arbeitsplatz. Das
Gehalt, das im internationalen Vergleich rela-
tiv hoch ist, steigt automatisch mit zunehmen-
den Dienstjahren. Ob die Schüler wirklich et-
was lernen, spielt keine Rolle.

Das ist in etwa so, als würde ein Unterneh-
men allen Mitarbeitern regelmäßig den Lohn
erhöhen, unabhängig davon, wie viel Umsatz
sie erwirtschaften. Das Unternehmen ginge
bankrott. Die Schule ist aber nicht irgendein
Unternehmen. Einen Bankrott können wir
uns hier nicht leisten. Doch wir steuern gera-
dewegs darauf zu: Laut Statistischem Bundes-
amt verließen zuletzt im Jahr über 50 000 Ju-
gendliche die Schule ohne Abschluss. Das
kann nicht allein an den Schülern liegen.

Internationale Studien haben ergeben,
dass die Leistungen der Schüler, insbeson-
dere der Lernschwächeren, deutlich steigen,
wenn die Lehrer hierfür einen finanziellen An-
reiz erhalten. Und ein Vergleich, den das Insti-
tut der deutschen Wirtschaft Köln durchge-

führt hat, ergab: Umfassende Leistungszula-
gen für Lehrer gibt es unter anderem in Finn-
land und den Niederlanden. Diese Länder ha-
ben im letzten Pisa-Test deutlich besser abge-
schnitten als Deutschland.

Natürlich sollten die Lehrer in Deutschland
weiterhin ein angemessenes Grundgehalt be-
kommen. Dies sollte jedoch um ein System
aus Zusatzzahlungen ergänzt werden, die von
den Leistungen der Lehrer abhängen. Wie
diese Leistungen gemessen werden können,
ist eine methodisch wie politisch umstrittene
Aufgabe. Wichtig ist jedenfalls, mehrere Leis-
tungsmerkmale in die Bewertung mit einzube-
ziehen. Zunächst sollte die automatische Ge-
haltssteigerung mit zunehmendem Dienstal-
ter abgeschafft werden. Stattdessen sollte es
eine Prämie für entscheidende, erfolgreich ab-
solvierte Weiterbildungen geben. Darüber hi-

naus sollten die Lehrer extra honoriert wer-
den, wenn sie sich über den Unterricht hi-
naus, beispielsweise durch die Leitung von
AGs, für die Schüler engagieren.

Ein weiteres Kriterium ist der Grad der Ver-
besserung der Lernergebnisse der Schüler. Er-
mittelt wird er durch regelmäßige, standardi-
sierte Tests, die von unabhängigen Gutach-
tern, das heißt Fachlehrern aus anderen Schu-
len, anonym ausgewertet werden. Neben die-
sen Resultaten sollten mehrfache Unterrichts-
besuche durch die Schulleitung sowie externe
Experten in die Bewertung einfließen.

Schließlich sollte es eine Zulage für all die
Lehrer geben, die an Schulen in sozialen
Brennpunkten unterrichten. Nur so lässt es
sich erreichen, dass die wirklich guten Lehrer
an diese Schulen gehen, wo es wirklich
schwierig ist. Es kann nicht sein, dass ein Leh-
rer an einer Gemeinschaftsschule in Berlin-
Neukölln, wo die Kriminalitätsrate hoch ist
und die Deutschkenntnisse gering sind, nur
genauso viel Gehalt bekommt wie an einem
Gymnasium im netten Stadtteil Zehlendorf –
oder sogar noch weniger.

Fast die Hälfte aller Lehrkräfte ist heute 50
Jahre und älter. In den kommenden Jahren
werden Tausende von ihnen in den Ruhe-
stand gehen. Die Politik muss also dringend et-
was tun, um möglichst viele junge Menschen
für diesen Beruf zu motivieren. Und zwar die
besten.

D
er Kampf ums Betreuungsgeld
ist der Kampf ums deutsche Fa-
milien- und Frauenbild. Er ver-
führt die Kombattanten zu hässli-
chen Begriffen wie „Herd-“ und

„Fernhalteprämie“. Die frühere CDU-Famili-
enministerin Ursula von der Leyen hatte das
Betreuungsgeld als „Katastrophe“ auf den
Müllhaufen der Rückständigkeit geworfen –
und dann dafür votiert. Jetzt feiert das Betreu-
ungsgeld unfröhliche Urständ im neuerlichen
Koalitionsstreit. Es führt in einen Clash der
Frauen- und Familienbilder, in dem sich
selbst die Kanzlerin verfängt. Die hatte sich
als Familienministerin auf die Suche nach ei-
nem Make-up für das Familienbild der Union
gemacht. Im aktuellen Streit über das Leitbild
für die Familie beugt sie sich dem Diktat Horst
Seehofers (CSU). Der hat in Bayern, wie schon
Edmund Stoiber, sein Familienbild zum Wahl-
plakat aufgeblasen.

Denn die CSU synchronisiert ihr Familien-
bild stets mit Bayern, dem Flächenland mit
meist ländlicher Klientel. Das unausgespro-
chene Leitbild dieses Teils der Union ist die
Einverdienerehe. Doppelverdiener kommen
trotz gegenläufiger Rhetorik kaum in Verlegen-
heit, die von der CSU über das Betreuungs-
geld beschworene freie Wahl wahrzunehmen.
Wer indes dem Leitbild der Doppelverdiener-
ehe oder des Alleinerziehers folgen kann, will
oder muss, für den hat der Staat Elterngeld
und Kitas ausgebaut, wenngleich nicht genü-
gend.

Gewiss aber ist: Auch die Großstadtklien-
tel, die die CDU in den Städten, nicht nur an
Rhein und Ruhr, ansprechen und zu Stamm-

wählern machen will, zentriert ihr Leben
nicht um das Leitbild häuslicher Fürsorge,
sondern um Job, Tagesstätten und Gleichbe-
rechtigung im Arbeitsleben. Das Betreuungs-
geld passt weder zu ihrer familiären Realität
noch zu ihrer politischen Überzeugung.

Jenseits der Kampfbegriffe, die kaum die
Angst vor den konkurrierenden Familienbil-
dern kaschieren, und jenseits der Antagonis-
men – Land gegen Metropole, hausbacken ge-
gen modern, Hausfrau gegen Verdienende,
chauvinistisch gegen gleichberechtigt – schil-
lert in Deutschland eine Wirklichkeit, die
viele Facetten und Wahlmöglichkeiten hat.
Deshalb ist es bedauerlich, dass der jetzige
Streit Frauen, die aus vielen Gründen in ihren
vier Wänden großziehen, als bieder und gest-
rig abstempelt. Wer diese Wahl nicht aus Not
oder in einer Zwangslage trifft, trifft sie legi-
tim. Als individuelle Entscheidung ist sie pri-

vat und entzieht sich politischer Einordnung.
Gleichwohl überwiegen Erfahrungen in

Skandinavien oder Thüringen, die den Skepti-
kern des Betreuungsgelds recht geben und da-
rin eine Behinderung sehen, Kinder aus bil-
dungsfernen Milieus in Tagesstätten zu för-
dern: Bis zu 90 Prozent der Empfänger sind
Frauen; oft oder meist mit Migrationshinter-
grund und unterdurchschnittlicher oder
schlechter Bildung – oft mit vielen Kindern,
die über das Entgelt für die Betreuung in der
Familie aus der Kindertagesbetreuung und
frühkindlichen Einrichtungen ferngehalten
werden. Die Wirklichkeit lehrt: Bei sozial Be-
nachteiligten erhöht sich die Chance, ein Gym-
nasium zu besuchen um zwei Drittel, wenn
sie in der Krippe waren.

Zum heute leitenden Familienbild der be-
rufstätigen Eltern ist das Betreuungsgeld
keine Alternative. Mit Wahlmöglichkeit hat es
weniger zu tun als mit dem Bedienen festge-
fügter Vorstellungswelten einer CSU-Kern-
klientel. Dahinter steht ein Weltbild, das den
Staat nicht als ordnungsstiftende Leitfigur für
Gesellschafts- und Arbeitsmarktpolitik, son-
dern als Muttertier der Nation will, das neben
der Finanzierung von Krippen auch die Be-
treuung zu Hause fördern soll. Das zwingt die
Frage auf, ob sich eine Koalition in Zeiten fi-
nanzieller Not straflos als tollkühn erweisen
darf, wenn sie Milliarden Steuergelder für
nicht zu verantwortenden Klientelismus ver-
schleudert.
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Weltbild der Konkurrenz
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einzelne Euro-Staaten bankrottgehen, ge-
hen die fällig werdenden Bürgschaften,
die Verluste der Europäischen Zentral-
bank und die Kosten für Rettungsschirme
für Banken zulasten der Steuerzahler in
den wirtschaftlich starken Ländern. Wenn
die Euro-Krise also in jedem Fall Geld kos-
tet, ist es sinnvoller, dieses Geld präventiv
zu nutzen, um in die wirtschaftlich schwa-
chen Länder zu investieren und einen Ab-
sturz der Staatsfinanzen und der realen
Wirtschaft zu verhindern.

Von Europa unterstützte Projekte in
den ökonomisch schwachen Euro-Län-
dern sind also auch für die wirtschaftlich
starken Euro-Länder eine lohnende Inves-
tition. Solidarität ist jedoch keine Einbahn-
straße. Auch die ökonomisch schwäche-
ren Volkswirtschaften der Euro-Zone müs-
sen ihren Beitrag leisten, z. B. durch eine
zurückhaltende Lohnpolitik und eine He-
raufsetzung des Renteneintrittsalters. Zu-
dem dürfen die Transfers nicht den Druck
von den Regierungen nehmen, dass Volks-
wirtschaften mit einer mangelnden Wett-
bewerbsfähigkeit ihre Produktivität stei-
gern. Nur so lässt sich der wirtschaftliche
Zusammenhalt stärken, ohne den es auch
keinen sozialen Zusammenhalt geben
kann. Und nur über die Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit lassen sich höhere
Staatseinnahmen, sinkende Ausgaben zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und da-
mit eine Konsolidierung der öffentlichen
Haushalte erreichen.

„Ein Jahr nach Fukushima geht
es uns nicht unbedingt besser.“
HERMANNALBERS,
Präsident des BundesverbandsWindenergie

gen

„Ichmuss unsere Präsenz in
Europa festigen, weil die Marke
italienisch ist, aber zugleich
muss ich nach Korea gehen,
nach Russland, Indien und in
die Türkei.“
ALESSANDROBENETTON,
neuer Chef der italienischen Modemarke
Benetton

WORTE DES TAGES

„Die Staatsschuld wächst
schneller, als wir uns
das erlauben können.“
MARKRUTTE,
amtierender niederländischer
Ministerpräsident

„Auf der Bankenseite hängen
ein paar sehr dunkleWolken.
Das gilt besonders für das
spanische Bankensystem.“
ANDERSBORG,
schwedischer Finanzminister
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